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In Sachen

Verkündet

"am 14° Dezember 1960 ° ° °

Beklagten und Revisionsklägerin,

gegen

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 2° Senat des Bundessozialgerichts auf die

mündliche Verhandlung vom 14° Dezember 1960‚ an
der mitgewirkt haben ’

Senatspräsidénti B r a c k m a n n

als Vorsitzender,

Bundesrichter D e m i a n i ' und

Bundesrichter Dr° B a r e s e l

“„„;A als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter L e p i n s k i und

Bundessozialrichter K u n o 1 d

als ehrenamtliche Beisitzer,

für Recht erkannt:

Das Urteil des Hessischen Landessozialgerichts

vom 15° Oktober 1957 wird mit den ihm zugrunde

"liegenden Feststellungen aufgehoben„

Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent—

scheidung an das Landessozialgericht zurückver—

.wiesen°

■Von Rechts wegen°
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Die Klägerin machte im Juli 1940 bei dem damaligen Hessischen

Gemeindeunfallversicherungsverband (GUVV) Entschädigungsan—
sprüche wegen einer Berufskrankheit geltend° Sie führte eine

iHerzbeutelentzündung auf eine infektiöse Erkrankung zurück,

die sie sich durch Ansteckung im Stadtkrankenhäus Offenbach

zugezogen habe° Dort war sie vomyl° April bis 30° Juni 1940

als Helferin des Deutschen Roten Kreuzes beschäftigt gewesen°

Der GUVV lehnte durch Bescheid vom 24“ April 1941 den AnSpruch

auf Entschädigung mit der Begründung ab, die Klägerin sei le»

diglich auf der Chirurgischen Kinderstation beschäftigt ge—
wesen? auf der Kinder mit aheteckenden Krankheiten während

ihrer Tätigkeit nicht behandelt worden seieno

Auf die Berufung der Klägerin höb das Hessische Oberversiche—

rungsamt (OVA) in Darmstadt durch Urteil vom 200 März 1942
den angefochtenen Bescheid auf und verurteilte den GUVV dem

Grunde nach zurEntschädigungsleistung° Den Rekurs des GUVV
>hiergegen wies das ReichsversicherungSamt (BVA) durch Entschei—

dung des Senatsvorsitzenden vom 26° März 1943 (nach 5 2 Abs° l
der Verordnung —VO— vom 28„1001939 — BGBl I, 2110) zurück„

In dieser Entscheidung ist ua
ausgeführt: Der Hessische GUVV

sei zur Leistung verpflichtet, vorbehaltlich eines sich aus
dem Sechsten Änderungsgesetz mit dessen Inkrafttreten etwa

ergebenden Übergangs der Verpflichtung auf das Reich (Reichs—

ausführungsbehörde für Unfallversicherung — RAfU —)o Die RAfU

war in dem Verfahren vor dem BVA beigeladen°

Auf Grund dieser Entscheidung des BVA stellte der Hessische
GUVV durch Bescheid

vom 21„ Juni 1943 für die Zeit vom 300 Ju—

ni l940 bisöl° Dezember 1941 eine vorläufige Rente in Höhe

von 30 v„H° der Vollrente fest° Im Bescheid ist ausgeführt,

daß die Entschädigungspflicht vom 10 Januar 1942 an auf die

RAfU übergehe° Diese teilte der Klägerin durch Schreiben vom
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3, Juli 1943 in Ergänzung des Bescheides des Hessischen GUVV

mit, daß die Rente von ihr nur bis zum 31° Mai 1943 zu zahlen
sei„ '

Am 22° Oktober 1953 stellte die Klägerin beim Hessischen GUVV

in Darmstadt den Antrag, ihr die Rente wieder zu gewähren, und

begründete dieses damit, daß ihr Leiden sich seit dem Wegfall

der Rente im Jahre 1943 wesentlich verschlimmert habe„ Die Bun—

desausführungsbehörde für Unfallversicherung (BAfU), an die der
Ressische GUVV den Antrag abgegeben hatte, lehnte durch Bescheid

vom 26° August 1955 den Entechädigungsanspruch aus Anlaß der

Erkrankung, welche die Klägerin sich während ihrer Tätigkeit im

Stadtkrankenhaus Offenbach zugezogen haben will, mit der Begrüns
dung ab, daß die Erkrankung nicht auf eine berufliche Infektion

zurückzuführen sei° '

Gegen diesen Bescheid hat die Klägerin Klage erhoben° Das Sozial—

gericht (SG) Darmstadt hat durch Urteil vom 190 Juni 1956 die
Beklagte verurteilt, für die jetzt bestehenden Folgen der rechts—

kräftig anerkannten Berufskrankheit vom Oktober 1953 an eine
Rente nach einer Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdB) um 30 VDH°

zu gewähren° Die Berufung hat das SG wegen der grundsätzlichen

Frage zugelassen, ob nach dem Fremdrentengesetz (FredeG) vom
7° August 1953 (BGBl I 1953, 848; 1956, 17) ein neuer Rechtszug
eröffnet sei°

. — @
Zur Begründung hat das SG ausgeführt: Die Zuständigkeit

der
Be-

klagten ergebe sich aus 5 7 Abs° 1 Nr!: 1 FredeG° Durch das
FredeG sei jedoch kein neuer Rechtszug eröffnet werden, da die

Beklagte nach 5 17 Abs° 1 und 6 FredeG an die Bescheide vom
313 Juni 1943 und 3° Juli 1943 gebunden sei° Obwohl berechtigte
ZWeifel an der Richtigkeit dieser rechtskräftig gewordenen Be-

scheide bestünden, sei die Beklagte zur Erteilung eines neuen
Beacheides nur berechtigt, wenn eine wesentliche Änderung der

Verhältnisse gegeben sei, das sei jedoch nicht der Fall° Die Be—

klagte hätte deshalb entsprechend dem Antrag der Klägerin ver-
urteilt Werden müssen, vom Antragsmonat an eine Rente nach ei—

ner MdB um 30 qu° zu gewähren°
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Gegen dieses Urteil hat die Beklagte beim Hessischen Landes—

sozialgericht (LSG) Berufung eingelegt°

Diese Berufung hat das LSG durch Urteil
vom 15„ Oktober 1957

als unbegründet zurückgewiesen„ - '

Zur Begründung hat das LSG ua ausgeführt: Die Berufung sei

nach 5 143 des Sozialgerichtsgesetzes C SGG ) zulässig, so
daß es einer besonderen Zulassung nicht bedurft habe° Durch

@ 2 Abs° 2 der Verordnung zur Überführung der Ausführungsbe—

hörde für Unfallversicherung in der britischen Zone vom
14° März 1951 (BGBl I, 190) sei der Beklagten ohne jede Ein—

schränkung die Abwicklung der Aufgaben der ehemaligen RAfU

in Berlin übertragen worden° Deren Zuständigkeit habe sich

aus 5 624 Abs„ 1 c der Reichsversicherungsordnung (RVG) in

Verbindung mit 5 16 des Gesetzes über das Deutsche Rote Kreuz

vom 9° Dezember 1957 (BGBl I, 1530) idF des Sechsten Änderungs»

gesetzes und des Er1asses des ReichSarbeitsministers vom

3° September 1942 (AN So 496) ergeben° Die Abwicklung der

' Aufgaben eines nicht mehr bestehenden Versicherungsträgers

könne nur darin bestehen, die rechtskräftig festgestellten

Renten weiter zu gewähreno Dabei könne es dahingestellt blei—

ben‚ ob die Beklagte Gesamtrechtsnachfolgerin der RAfU ge—

worden sei, weil sich zum mindestens aus der Abwicklungsauf-

gabe eine Funktionsnachfolge ergebe° Aus einer solchen folge,

daß die mit der Abwicklung des untergegangenen Versicherungs—

trägers beauftragte Stelle an dessen früheren Bescheid und

die gegen und für ihn ergangenen Urteile gebunden sein müsse„

Durch das FredeG sei die VO vom 14° März 1951 nicht aufge—

hoben_worden° Wenn der Gesetzgeber eine solche Absicht ge—
habt hätte, hätte er in @ 2O‘A_b‚s° 2 FredeG auch diese VO

erwähnen müssen° Die Beklagte bleibe deshalb an frühere

rechtskräftige Bescheide der in der VO vom 14° März 1951 er—
wähnten Versicherungsträger ebenso wie an frühere rechtskräf—ä

tige Urteile gebunden° Auch eine Anwendung des FredeG führe

zu keinem anderen Ergebnis; denn eine Bindung der Beklagten

an die Urteile des Hessischen OVA und des BVA ergebe sichJLaw – Gesetze und Urteile
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aus 5 17 Abs„‚6 FredeG, Der Hessische GUVV habe im heutigen

Bundesgebiet, nämlich im Bereich des ehemaligen Volksstaates

Hessen, bestanden° Daß er auf Grund der Hessischen VO vom

7° Mai 1949 (GVB1 S° 41) inzwischen mit den GUVV Wiesbaden

und Kassel in den heutigen HesSischen GUVVmit dem Sitz in
Frankfurt/Main übergegangen sei, ändere hieran nichts, weil es

sich um eine echte Gesamtrechtsnachfolge handele° Somit sei be—

reits vor dem 10 April 1952 eine Rente durch einen Versiche—

rungsträger im heutigen Bundesgebiet rechtskräftig festgestellt

gewesen° Die Auffassung der Beklagten, daß sich 5 17 Abs, 6
FredeG nur auf solche Feststellungen beziehe, die nach der Kon—

stituierung der Bundesrepublik im Jahre 1949 getroffen worden

seien, lasse sich aus dem Gesetz nicht herleiten°

Wegen der grundsätzlichen Bedeutung der entschiedenen Rechtsfra—

gen hat das LSG die Revision zugelassen°

Die Beklagte hat den Empfang dieses Urteils unter dem 15„ Novem—

ber 1957 bestätigt und am 30° November 1957 Revision eingelegt°

Am 2° Januar 1958 hat sie die Revision begründet° Sie beantragt,

AiunterAufhebungder Urteile desLSGunddesSG
die Klage gegen den Ablehnungsbescheid vom 26 August

l955 abzuweisen°

Hilfsweise beantragt sie,

unter Aufhebung des angefochtenen Urteils die Sache"

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das

LSG zurückzuverweiseno

Die Klägerin beantragt,

die Revision als unbegründet zurückzuweisen°

II

Die in der gesetzlichen Form und Frist eingelegte und begründete‘

Revision ist durch Zulassung statthaft und somit zulässig, Sie

ist auch begründet,
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Das LSG hat die Beklagte in erster Linie für leistungspflich—

tig gehalten, weil es der Auffassung ist, daß die BAfU durch
die VO über ihre Errichtung vom 14° März 1951 jedenfalls auf

Grund einer Funktionsnachfolge alle Verpflichtungen der RAfU

zu erfüllen habe und hierbei an die für die RAfU bindend ge—
wordenen Bescheide sowie an rechtskräftige Urteile gebunden

sei,

Diese Auffassung hält der erkennende Senat für unzutreffend„

Der Anspruch, den die Klägerin für die Zeit vom Oktober 1953
an geltend gemacht hat, fällt unter das FredeG, weil die

ursprünglich verpflichtete RAfU zu den "nicht mehr bestehen—

den" oder "stillgelegten" Versicherungsträgern der gesetz—

lichen Unfallversicherung gehört (5 1 Abs„ 2 Nr° l FredeG)o

Das FredeG regelt aber das materielle Recht der Fremd— und

Auslandsrenten erschöpfend, und für eine Haftung unter dem

Gesichtspunkt der "Funktionsnachfolge" (vgl° zB BGHZ8, 169;
15, 265, 503; Verszpr° Bd° 9 S0 660; BAG in JZ 1958 S; 631,

632; BSG 4, 91, 96; Steinbömer, Die Funktionsnachfolge,nAb—

handlungen
zum Arbeits— und Wirtschaftsrecht Bd, 3, Heidel—

berg 1957) ist jedenfalls kein Raum, wenn Voraussetzungen und

Umfang der Verpflichtungen des Funktionsnachfolgers gesetz—

lich geregelt sind (vgl„ BGHZ 16, 184, 188)°

Das LSG hat den Anspruch der Klägerin allerdings auch auf

Grund des FredeG geprüft, dabei jedoch 5 17 Abs° 6 dieses

Gesetzes unzutreffend angewendet° Diese Vorschrift, die das

Recht des nach dem Fremd G verpflichteten Versicherungsträ—

gers einschränkt, die Leistungen ohne Bindung an das Ergebnis

früherer Feststellungsverfahren neu festzustellen (vgl° hierzu

BSG 10, 223, 272), kann nicht auf Bescheide und Urteile ange—
wendet werden, die nur für den Versicherungsträger verbind—

_
lich waren, auf dessen Stillegung oder Wegfall die Anwendung
des FredeG beruht° Das ist aber hier der Fall; denn die Zu—

ständigkeit des ehemaligen HessiSchen GUVV in Darmstadt war
durch @ 624 a RVO idF des Art° l Nr° 6 des Sechsten Änderungs—

...?-
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gesetzes (vom 9,3„l942 —BGBl I, 107) i„V„m° dem Erlaß des

Réichsarbeitsministers vom 3, September 1942 (AN S° 496)

'rückWirkend durch die Zuständigkeit der RAfU abgelöst werden,

so daß es ohne Bedeutung ist, daß der ehemalige Hessische '

GUVV in Darmstadt weder "stillgelegt" noch "nicht mehr vor—
handen" ist, sondern in dem heutigen Hessischen GUVV in Frank—

furt einen unmittelbaren Rechtsnachfolger hat°

Die Beklagte war somit berechtigt, die Ansprüche der Klägerin

zum Gegenstand eines_von dem Ergebnis früherer Feststellungsver—

fahren unabhängigen neuen Feststellungsverfahrens zu machen°

Das LSG hätte den ablehnenden Bescheid vom 26° August 1955 ohne

Rücksicht auf die Bindungswirkung der früheren Urteile und Be—
scheide nachprüfen müssen° Im übrigen hat das LSG auch nicht

berücksichtigt, daß das OVA Darmstadt in dem vom RVA durch die

Entscheidung vom 26° März 1943 bestätigten Urteil vom 20° März

1942 den Hessischen GUVV in Darmstadt nur dem Grunde nach zur

Entschädigungsleistung verurteilt hatte und daß in dem die Höhe

der Entschädigungsleistung feststellenden Bescheid des GUVV vom
21, Juni 1945 ausdrücklich festgestellt werden ist, eine MdB um
30 th„ habe nur bis zum Tage der Begutachtung, d.‚h° bis zum
1, Juni 1943, bestanden°

Da es an den für eine Nachprüfung des Bescheides vom 26° August
1955 erforderlichen tatsächlichen Feststellungen fehlt, war eine
Entscheidung durch den erkennenden Senat nicht möglich° Das an—
gefochtene Urteil mußte deshalb mit den ihm zugrunde liegenden

Feststellungen aufgehoben und die Sache zur erneuten Verhand—

lung und Entscheidung an das LSG zurückverwiesen■erden°

vBei der erneuten Entscheidung wird das LSG auch zu prüfen haben,

welche rechtlichen Folgerungen sich daraus ergeben, daß seit
dem Inkrafttreten des Fremdrehten— und Auslandsrenten—Neurege—

lungegesétzeS vom 25; Februar 1960 (BGBl I, 93 — FANG — ) der
Änspruch der Klägerin nicht mehr unter das neue "Fremdrenten—

gesetz" (Art, 1 FANG) fällt, weil die Klägerin ihren Anspruch

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


‘_'8_

auf eine Infekfion bei einer Beschäftigung innerhalb des
jetzigen Geltungsbereichs des FANG stützt‘(vgl° Art" 1

5 5 RANG)„ v '

Die Entscheidung über die_Kosten des Revisionsverfahrens
bleibt der abschließenden Entscheidung vorbehalten°
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